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1 EINLEITUNG 

1.1 Planungserfordernis 

Die Gemeinde Hellenthal beabsichtigt, den Zielen der Landesregierung gerecht zu werden und die 
Produktion von erneuerbarer Energie auszubauen. Durch den Ausbau sollen die Versorgungssicher-
heit und die Unabhängigkeit der Bundesrepublik gestärkt werden. 

Im Süden der Gemeinde Hellenthal befindet sich der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 51 Teil 2 „Windpark Kehr“, der über die Festsetzung eines Sondergebietes einen Windpark pla-
nungsrechtlich absichert. Innerhalb des Plangebietes befinden sich derzeit drei Windenergieanlagen, 
während insgesamt acht weitere Anlagen in der Nachbargemeinde Ormont südlich des Plangebietes 
verortet sind. Westlich der Fläche befinden sich weitere Windenergieanlagen, sodass dort große Flä-
chen für die Windenergienutzung zur Verfügung stehen und eine räumliche Konzentration gegeben 
ist.  

Die Bestandsanlagen innerhalb des Plangebietes sind jedoch mittlerweile veraltet. Es handelt sich um 
drei Anlagen des Typs Enercon E-66/18.70 mit einem Rotordurchmesser von 70 m und einer Naben-
höhe von 86 m, die allesamt im Jahr 2002 in Betrieb genommen wurden. Die Anlagen weisen somit 
eine Betriebsdauer von über 20 Jahren auf und entsprechen nicht mehr den aktuellen technischen 
Standards. Infolgedessen wird aufgrund der veralteten und niedrigeren Bauweise ein signifikant nied-
rigerer Stromertrag erzielt, als durch den Einsatz moderner Anlagentypen möglich wäre.  

In diesem Zusammenhang hat der Betreiber der Windkraftanlagen im Ortsteil Kehr bei der Gemeinde 
Hellenthal ein Antrag zur Anpassung des Planungsrechtes gestellt. Ziel der Planung ist die Erneuerung 
(Repowering) der bestehenden Windenergieanlagen. Vorgesehen ist der Ersatz der drei bestehenden 
Anlagen durch zwei Windenergieanlagen mit einer Nabenhöhe von ca. 166 m und 162 m sowie einer 
Gesamthöhe von ca. 250 m. Somit kann die Menge des erzeugten Stroms erhöht und den bundes- 
und landespolitischen Zielen zum Ausbau der erneuerbaren Energien Rechnung getragen werden, 
ohne das generelle Plankonzept der Gemeinde Hellenthal und übergeordneter Planungsträger außer 
Acht zu lassen.  

Gemäß dem bestehenden Planungsrecht ist die Umsetzung des geplanten Vorhabens nicht möglich. 
Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal ist das Plangebiet voll-
ständig als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Da das Plangebiet bereits zu einem überwie-
genden Teil mit Windenergieanlagen belegt ist, soll es weiterhin der Windenergienutzung zur Verfü-
gung stehen (vgl. Kapitel 2). Die nunmehr geplanten Windkraftanlagen entsprechen jedoch nicht den 
rechtskräftigen Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans. Aus diesem Grund ist die Aufstel-
lung des Bebauungsplans Nr. 64 erforderlich. Es besteht ein Planungserfordernis gemäß § 1 Abs. 3 
BauGB.  

1.2 Planungsziel 

Die Gemeinde Hellenthal verfolgt das Ziel, durch den weiteren Ausbau der Windenergienutzung auf 
ihrem Gemeindegebiet einen wesentlichen Beitrag zum Erreichen der Klimaschutzziele sowohl auf 
Landes- als auch auf Bundesebene zu leisten. Im vorliegenden Fall besteht das Planungsziel in der 
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Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb von zwei 
modernen Windenergieanlagen durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans. Weitere wesentliche 
Planungsziele bestehen in der gezielten Steuerung der Windenergie, einer räumlichen Konzentration 
von Anlagen sowie einer Vorbeugung der Verspargelung der Landschaft. Darüber hinaus besteht ein 
Planungsziel in der Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

1.3 Beschreibung des Plangebiets 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelbe Linie), genordet (Land NRW, 2023) 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Gemarkung Losheim, Flur 08, Flurstücke 
26, 30, 31, 33 - 35,38, 57, 58, 67-75 und Teile der Flurstücke 28, 32,39, 40, 41, 56, 61, 59, 64 und 78. Er 
umfasst somit eine Fläche von ca. 35,3 ha. Das Plangebiet wird derzeit überwiegend als Grünland 
genutzt und ist von verschiedenen Wirtschaftswegen durchzogen. Im westlichen Teil der Fläche ver-
läuft von Norden nach Süden eine Hochspannungsfreileitung und an der südlichen Grenze der Land-
graben. Im Süden sowie im Zentrum des Plangebietes befinden sich zudem Nadelwaldflächen. Im 
Westen und Osten des Plangebietes bestehen bereits drei Windenergieanlagen. 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Westlich an das Plangebiet angrenzend verläuft die 
B265. Südlichen und südwestlich des Plangebietes befinden sich mehrere Windenergieanlagen. Im 
Norden grenzt das Plangebiet an weitere Waldflächen. Des Weiteren sind im Nordwesten, Nordosten 
und Osten mehrere Gehöfte vorhanden. Die Ortslage Kehr befindet sich nordwestlich der Plange-
bietsfläche und die Ortsgemeinde Ormont befindet sich südlich und östlich des Plangebietes.  

1.4 Planverfahren 

Es wird beabsichtigt, das Bauleitplanverfahren im Normalverfahren mit frühzeitiger Beteiligung und 
Veröffentlichung sowie der Erstellung eines Umweltberichts durchzuführen. Die Aufstellung im ver-
einfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB ist nicht möglich, da es sich nicht um die Änderung oder 
Ergänzung eines bestehenden Bebauungsplanes handelt und der Zulässigkeitsmaßstab durch die 
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Festsetzungen des Bebauungsplanes voraussichtlich erheblich geändert wird. Eine Aufstellung des 
Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ist nicht zulässig, da es sich nicht um 
eine Innenentwicklung handelt.  

2 PLANUNGSRECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Bundesrechtliche Vorgaben 

Bei Windenergieanlagen (WEA) handelt es sich gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) um im Außenbereich privilegierte Vorhaben. Dem-
nach sind sie im Außenbereich u.A. dann zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
Öffentliche Belange stehen ihnen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 5 BauGB auch dann entgegen, soweit durch 
Darstellungen im FNP eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. Diese Ausweisung erfolgt durch 
sogenannte Konzentrationszonen. Wurden diese – wie hier – im FNP dargestellt, sind WEA fortan in 
den nicht von den Konzentrationszonen erfassten Teilen des Außenbereichs unzulässig. 

Die gemeindliche Möglichkeit zur Darstellung weiterer Flächen im Wege einer Positivplanung bleibt 
hiervon unbenommen. Gemäß § 249 Abs. 1 BauGB folgt aus der diesbezüglichen Darstellung zusätz-
licher Flächen für die Windenergienutzung in einem FNP nicht, dass die vorhandenen Darstellungen 
des FNP zur Erzielung der Ausschlusswirkung i.S.d § 35 Abs. 3 Satz 3 nicht ausreichend sind. 

In Abkehr von dieser bisherigen Gesetzeslage hat der Bundesrat am 08.07.2022 das „Gesetz zur Er-
höhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land“ („Wind-an-Land-Ge-
setz“) beschlossen. Es wurde am 28.07.2022 im Bundesgesetzblatt verkündet und ist am 01.02.2023 
in Kraft getreten. Neben dem sogenannten „Windenergieflächenbedarfsgesetz“ (WindBG) umfasst es 
Änderungen des Baugesetzbuchs (BauGB) und weiteren Gesetzen. Hierbei wird der § 249 BauGB voll-
ständig überarbeitet. 

Zur Förderung der Windenergie werden in § 3 Abs. 1 WindBG verbindliche Flächenbeitragswerte fest-
gelegt. Demnach ist in jedem Bundesland ein prozentualer Anteil der Landesfläche für die Windener-
gie an Land auszuweisen. In NRW liegen die Ziele gemäß Anlage 1 WindBG bis 2027 bei 1,1 % und bis 
2032 bei 1,8 % der Landesfläche. Sobald und solange nach Ablauf des jeweiligen Stichtages das Flä-
chenziel nicht erreicht wird, kann die Darstellung von Konzentrationszonen einem Vorhaben, das der 
Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, gemäß dem neu eingeführten § 249 
Abs. 7 BauGB nicht weiter entgegengehalten werden. 

Im Hinblick auf bestehende Konzentrationszonen definiert § 245e BauGB Überleitungsvorschriften. 
Demnach gilt deren Ausschlusswirkung im verbleibenden Außenbereich fort, wenn der diesbezügli-
che FNP – wie es in Hellenthal der Fall ist - bis zum 01.02.2024 wirksam geworden ist. Die Rechtswir-
kungen entfallen, soweit das Erreichen der Flächenbeitragswerte festgestellt wird, spätestens aber 
mit Ablauf des 31.12.2027. Das Entfallen der Ausschlusswirkung ist aus der Neukonzeption des § 249 
BauGB abzuleiten. Wird das Flächenziel erreicht, entfaltet § 249 Abs. 2 BauGB gleichermaßen die 
Windkraft einschränkende Regelungen. Wird das Flächenziel nicht erreicht, soll auch eine auf alter 
Rechtslage herbeigeführte Ausschlusswirkungen der Privilegierung nicht entgegenstehen. 
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Die Möglichkeit zur Ausweisung von über die bisherigen Konzentrationszonen hinausgehenden Flä-
chen für die Windenergie im Wege einer Positivplanung wird in den § 249 Abs. 4 BauGB überführt 
und damit aufrechterhalten. 

2.2 Landesentwicklungsplan  

Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sons-
tige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksich-
tigen. Ferner bestimmt § 1 Abs. 4 BauGB als Grundsatz der Bauleitplanung, dass Bauleitpläne an die 
Ziele der Raumordnung anzupassen sind. 

Die Gemeinde Hellenthal befindet sich in Nordrhein-Westfalen. Seit 1. Mai 2024 ist die 2. Änderung 
des Landesentwicklungsplans in Kraft, die maßgeblich die erneuerbaren Energien zum Gegenstand 
hatte. Zudem hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen im vergangenen 
Jahr einige Ziele und Grundsätze der 1. Änderung des Landesentwicklungsplans NRW aus dem Jahr 
2019 für unwirksam erklärt (OVG NRW, Urteil vom 21. März 2024 – 11 D 133/20.NE). Konkret betraf dies 
die Ziffern 2-3 und 2-4, 6.1-2, 6.6-2, 7.2-2, 7.3-1, 8.1-6 und 8.1-7, 9.2-4, 10.1-4 sowie 10.2-2 und 10.2-3 
der am 5. August 2019 bekannt gemachten Verordnung zur (1.) Änderung der Verordnung über den 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 12. Juli 2019. 

Hinblick auf die Windkraft enthält der LEP in der aktuell geltenden Fassung die folgenden Inhalte: 

Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

4-1 Grundsatz Klimaschutz 

Die Raumentwicklung soll zum Ressourcenschutz, zur 
effizienten Nutzung von Ressourcen und Energie, zur 
Energieeinsparung und zum Ausbau der erneuerba-
ren Energien beitragen, um den Ausstoß von Treib-
hausgasen soweit wie möglich zu reduzieren. 

Dem dienen insbesondere 

• die raumplanerische Vorsorge für eine kli-
maverträgliche Energieversorgung, insbe-
sondere für Standorte zur Nutzung und 
Speicherung erneuerbarer Energien sowie 
für Trassen für zusätzliche Energieleitungen; 

• die Nutzung der Potenziale der Kraft-
Wärme-Kopplung und der industriellen Ab-
wärme; 

• eine energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung im Sinne einer Verminde-
rung der Siedlungsfächenentwicklung und 
einer verkehrsreduzierenden Abstimmung 
von Siedlungsentwicklung und Verkehrsinf-
rastruktur; 

Dem Grundsatz wird unmittelbar gefolgt. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

• die Sicherung und Vermehrung sowie nach-
haltige Bewirtschaftung von Wäldern und 
die Sicherung von weiteren CO2-Senken wie 
z. B. Mooren und Grünland. 

 

7.2-1 Ziel Landesweiter Biotopverbund 

Landesweit sind ausreichend große Lebensräume mit 
einer Vielfalt von Lebensgemeinschaften und land-
schaftstypischen Biotopen zu sichern und zu entwi-
ckeln, um die biologische Vielfalt zu erhalten. Sie sind 
funktional zu einem übergreifenden Biotopverbund-
system zu vernetzen. Dabei ist auch der grenzüber-
schreitende Biotopverbund zu gewährleisten. 

Das Plangebiet besitzt keine hervorzuhebende Bedeu-
tung für den allgemeinen Biotopverbund. Eine Ausei-
nandersetzung mit diesen Belangen erfolgt in Kapitel 
2.6. 

7.3-1 Ziel: Walderhaltung und Waldinanspruchnahme 

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für die 
nachhaltige Holzproduktion, den Arten- und Bio-
topschutz, die Kulturlandschaft, die landschaftsori-
entierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung, den 
Klimaschutz und wegen seiner wichtigen Regulations-
funktionen im Landschafts- und Naturhaushalt zu er-
halten, vor nachteiligen Entwicklungen zu bewahren 
und weiterzuentwickeln. Dazu werden in den Regio-
nalplänen entsprechende Waldbereiche festgelegt, 

Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entgegen-
stehende Planungen und Maßnahmen nur dann in 
Anspruch genommen werden, wenn für die ange-
strebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, die-
ser nicht außerhalb des Waldes realisierbar ist und 
die Waldumwandlung auf das unbedingt erforderliche 
Maß beschränkt wird. 

Die Errichtung von Windenergieanlagen ist möglich, 
sofern wesentliche Funktionen des Waldes nicht er-
heblich beeinträchtigt werden. 

Im Plangebiet befinden sich kleinere Nadelwaldflächen. 
Diese werden jedoch durch die Planung nicht beein-
trächtigt, da sich diese außerhalb der geplanten Bau-
grenzen befinden. 

7.4-3 Ziel: Sicherung von Trinkwasservorkommen Die Schutzzwecke der im Regionalplan festgelegten Be-
reiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz 
werden durch die Wasserschutzgebiete und deren Zo-
nen konkretisiert. Eine Auseinandersetzung mit diesen 
Belangen erfolgt in Kapitel 2.7 dieser Begründung. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, 
die für die öffentliche Wasserversorgung genutzt 
werden oder für eine künftige Nutzung erhalten wer-
den sollen, sind so zu schützen und zu entwickeln, 
dass die Wassergewinnung und Versorgung der Be-
völkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft 
gesichert werden kann. Sie sind in ihren für die Trink-
wassergewinnung besonders zu schützenden Berei-
chen und Abschnitten in den Regionalplänen als Be-
reiche für den Grundwasserschutz und Gewässer-
schutz (BGG) festzulegen und für ihre wasserwirt-
schaftlichen Funktionen zu sichern. 

10.1-1 Grundsatz Nachhaltige Energieversorgung 

In allen Teilen des Landes soll den räumlichen Erfor-
dernissen einer Energieversorgung Rechnung getra-
gen werden, die sich am Vorrang und den Potenzialen 
der erneuerbaren Energien orientiert. Dies dient ei-
ner ausreichenden, sicheren, klima- und umweltver-
träglichen, ressourcenschonenden sowie kosten-
günstigen, effizienten Energieversorgung einschließ-
lich des Ausbaus von Energienetzen und Speichern. 

Es ist anzustreben, dass vorrangig erneuerbare Ener-
gieträger eingesetzt werden. Diese sollen, soweit er-
forderlich und mit den Klimaschutzzielen vereinbar, 
durch die hocheffiziente Nutzung fossiler Energieträ-
ger flexibel ergänzt werden. 

Dem Grundsatz wird unmittelbar gefolgt. 

10.1-3 Grundsatz: Neue Standorte für Erzeugung und 
Speicherung von Energie 

Geeignete Standorte für die Erzeugung und Speiche-
rung von Energie sollen in den Regional- und Bauleit-
plänen festgelegt werden. 

Der vorliegende Bebauungsplan soll das Repowering 
von Windenergieanlagen ermöglichen. Die geeigneten 
Standorte für die Erzeugung von Energie werden somit 
über einen Bauleitplan festgelegt.  Insofern wird der 
Grundsatz unmittelbar berücksichtigt. 

10.2-1 Grundsatz: Halden und Deponien als Standorte 
für die Nutzung erneuerbarer Energien 

Halden und Deponien sollen als Standorte für die Er-
zeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen gesi-
chert werden, sofern die technischen Voraussetzun-
gen dafür vorliegen und fachliche Anforderungen 
nicht entgegenstehen. 

Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, 
die bereits für Kultur genutzt werden. Fachliche An-
forderungen stehen einer Nutzung für die Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen auch dann 
entgegen, wenn für Halden und Deponien in einem 
regional abgestimmten und beschlossenen städte-
baulichen Nachnutzungskonzept Nutzungen im Be-
reich Kunst und Kultur vorgesehen sind. 

Halden und Deponien sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. Die verfahrensgegenständliche Planung steht ei-
ner entsprechenden Ausweisung jedoch auch nicht 
entgegen. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Ziel 10.2-2: Vorranggebiete für die Windenergienut-
zung  

Für Nordrhein-Westfalen sind insgesamt 1,8 Prozent 
der Landesfläche planerisch für die Windenergie 
festzulegen. 

Dazu sind in den sechs Planungsregionen Gebiete für 
die Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in 
den Regionalplänen (Windenergiebereiche) in min-
destens folgendem Umfang festzulegen: 

Planungsregion Arnsberg: 13 186 Hektar 

Planungsregion Detmold: 13 888 Hektar 

Planungsregion Düsseldorf: 4 151 Hektar 

Planungsregion Köln: 15 682 Hektar 

Planungsregion Münster: 12 670 Hektar 

Planungsregion des Regionalverbandes Ruhr: 2 036 
Hektar 

Diese Vorranggebiete sind als Rotor-außerhalb-Flä-
chen festzulegen. 

Die Gemeinde Hellenthal befindet sich in der Planungs-
region Köln, für die eine Fläche von 15.682 ha bzw. ein 
Anteil von 2,13 % auszuweisen ist. 

Die 38. Flächennutzungsplanänderung der Gemeinde 
Hellenthal umfasst die Ausweisung von fünf neuen Kon-
zentrationszonen mit einer Gesamtgröße von 541 ha. 
Des Weiteren sind in der Gemeinde Hellenthal drei 
Sondergebiete für Windenergie mit einer Flächengröße 
von insgesamt 205 ha ausgewiesen. Eine Darstellung 
der Sondergebiete erfolgt nicht im Rahmen der 38. Än-
derung des Flächennutzungsplanes. Diese Flächen eig-
nen sich jedoch für spätere Repowering-Maßnahmen 
gemäß § 245e Abs. 3 BauGB. Nach Überlagerung der 
bestehenden Konzentrationszonen mit den neu darzu-
stellenden Konzentrationszonen steht insgesamt eine 
Fläche von 746 ha für die Windenergienutzung zur Ver-
fügung. Dies entspricht einem Anteil von 5,4 % am Ge-
meindegebiet. Insofern wird der vorgenannte Wert 
übertroffen. 

Ziel 10.2-3 Unvereinbarkeit von Höhenbeschränkun-
gen mit Windenergiebereich 

Mit den nach Ziel 10.2-2 festgelegten Windenergiebe-
reichen sind Höhenbeschränkungen nicht vereinbar. 

Die Zielfestlegungen aus 10.2-3 gelten nur für Flächen 
innerhalb von festgelegten Windenergiebereichen. Die 
Festlegung dieser Bereiche erfolgt derzeit über den in 
Aufstellung befindlichen Teilplan Erneuerbare Energien 
der Bezirksregierung Köln. Am 20.12.2024 wurde der 
Aufstellungsbeschluss gefasst. In dem beschlossenen 
Entwurf befindet sich das Plangebiet nicht innerhalb 
von festgelegten Windenergiebereichen, sodass das 
Ziel vorliegend nicht einschlägig ist.  

10.2-4 Grundsatz: Windenergienutzung durch 
Repowering 

Regional- und Bauleitplanung sollen das Repowering 
von älteren Windenergieanlagen, die durch eine ge-
ringere Anzahl neuer, leistungsstärkerer Windener-
gieanlagen ersetzt werden, unterstützen. Kommunale 
Planungsträger sollen die bauleitplanerischen Vo-
raussetzungen schaffen, um die Repowering-Wind-
energieanlagen räumlich zusammenzufassen oder 
neu ordnen zu können. 

Im Zuge des Planverfahrens soll ein Repowering von 
Bestandsanlagen betrieben werden. Insofern wird der 
Grundsatz unmittelbar berücksichtigt. 

Ziel 10.2-6 Windenergienutzung in Waldbereichen 
Regionalplanerisch festgelegte Waldbereiche können 
für die Windenergienutzung in Anspruch genommen 
werden, sofern es sich um Nadelwald handelt. Ausge-
nommen hiervon sind Naturschutzgebiete, National-
parke, Nationale Naturmonumente, Naturwaldzellen, 
Wildnisentwicklungsgebiete sowie Natura 2000-Ge-
biete. 

Im Plangebiet sind kleinere Nadelwaldflächen vorhan-
den, welche jedoch durch die Umsetzung des Vorha-
bens nicht beeinträchtigt werden, da sich diese außer-
halb der geplanten Baugrenzen befinden. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Grundsatz 10.2-7 Windenergienutzung in waldarmen 
Gemeinden  

In waldarmen Gemeinden (unter 20 Prozent Waldan-
teil im Gemeindegebiet) soll in den regionalplanerisch 
festgelegten Waldbereichen auf die Festlegung von 
Windenergiebereiche verzichtet werden. 

Vorliegend wird Wald nicht in Anspruch genommen. 
Zudem zählt die Gemeinde Hellenthal zu den waldrei-
chen Kommunen.  

Ziel 10.2-8 Windenergienutzung in Bereichen für den 
Schutz der Natur  

Abweichend von den Zielen 7.2-2 und 7.2-3 dürfen 
Vorranggebiete für die Windenergienutzung auch in 
Bereichen für den Schutz der Natur festgelegt wer-
den, soweit es sich dabei nicht um Naturschutzge-
biete, Nationale Naturmonumente sowie Na-
tura 2000-Gebieten handelt. 

Eine Überlagerung mit Bereichen für den Schutz der 
Natur besteht nicht. 

10.2-9 Grundsatz Berücksichtigung bestehender 
Windenergiestandorte und kommunaler Windener-
gieplanungen 

Bei der Festlegung von Windenergiebereichen gemäß 
Ziel 10.2-2 sollen geeignete Windenergiestandorte 
und geeignete Windenergieplanungen der Kommu-
nen berücksichtigt werden. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 
ist vorliegend nicht einschlägig. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

10.2-10 Ziel Monitoring der Windenergiebereiche 

Die Windenergiebereiche sind im Hinblick auf techni-
sche Entwicklungen und die Ausnutzbarkeit zur Ener-
gieerzeugung turnusmäßig zu prüfen und fortzu-
schreiben. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 
ist vorliegend nicht einschlägig. 

10.2-11 Grundsatz Inanspruchnahme von Kommunen 
mit Windenergiebereichen 

Bei der regionalplanerischen Festlegung von Wind-
energiebereichen sind die Belange der betroffenen 
Kommunen besonders in den Blick zu nehmen. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 
ist vorliegend nicht einschlägig. 

10.2-12 Ziel Windenergienutzung in Industrie- und 
Gewerbegebieten 

In Industrie- und Gewerbegebieten ist die Inan-
spruchnahme von geeigneten Flächen für die Wind-
energienutzung zu prüfen. Dabei ist die Windenergie-
nutzung als eine arrondierende, den anderen ge-
werblichen und industriellen Nutzungen untergeord-
nete Nutzung zu ermöglichen, um gleichzeitig eine 
möglichst effiziente Flächennutzung sicherzustellen 
und eine weitere Ausweisung von Bereichen für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen zu vermeiden. 

Geeignete Flächen in Industrie- und Gewerbegebieten 
sind nicht vorhanden bzw. können nicht für das beab-
sichtige Repowering genutzt werden. 

10.2-13 Ziel Steuerung der Windenergienutzung im 
Übergangszeitraum 

Der Zubau von Windenergieanlagen erfolgt in Nord-
rhein-Westfalen zukünftig in Windenergiebereichen 
gemäß Ziel 10.2-2 sowie auf Sonderbauflächen, in 
Sondergebieten und mit diesen vergleichbaren Aus-
weisungen in Flächennutzungsplänen und Bebau-
ungsplänen. Die Träger der Regionalplanung sind ge-
mäß Grundsatz 10.2-5 gehalten, diese Windenergie-
bereiche im erforderlichen Umfang bis 2025 festzu-
legen. 

Bis zum Inkrafttreten der auf Grundlage des Landes-
entwicklungsplans in der Fassung vom 01. Mai 2024 
angepassten jeweiligen Regionalplanung (Übergangs-
zeitraum) erfolgt der Zubau von Windenergieanlagen 
auf den Flächen, die Regionalplanungsträger in ihren 
Planentwürfen vorsehen. 

Soweit solche Konzepte noch nicht vorliegen, sind 
große zusammenhängende, für die Windenergie ge-
eignete Flächen (Kernpotenzialflächen) für den Wind-
energieausbau zu nutzen. Diese Flächen eignen sich 
mangels raumordnungsrechtlicher Restriktion und 
der Möglichkeit zur Konzentration des 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 
ist vorliegend nicht einschlägig. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Windenergieausbaus besonders zur planerischen 
Übernahme in die Regionalplanung. 

Außerhalb dieser Flächen widerspricht der Zubau in 
der Übergangszeit dem Steuerungsziel, soweit dieses 
nicht anderweitig gewahrt ist. Einem raumbedeutsa-
men Anlagenzubau außerhalb der vorbezeichneten 
Gebiete soll während des Übergangszeitraums im be-
gründeten Einzelfall jeweils mit Maßnahmen des 
Raumordnungsrechts (§ 12 ROG, § 36 LPlG NRW) be-
gegnet werden. 

Tabelle 1: Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze des LEP NRW 

2.3 Regionalplan 

Gemäß LEP NRW können Gebiete für die Nutzung der Windenergie in den Regionalplänen festgelegt 
werden. Die Gemeinde Hellenthal befindet sich im Kreis Euskirchen, der dem Regierungsbezirk Köln 
zuzuordnen ist. Für diesen Untersuchungsraum gilt der Regionalplan Köln, Teilabschnitt Region 
Aachen. In diesem werden entsprechende Gebiete nicht festgelegt (Bezirksregierung Köln, 2016a). 

Für die Steuerung der Ansiedlung von Windenergieanlagen trifft der Regionalplan lediglich textliche 
Festlegungen, die räumliche Verortung der Konzentrationszonen für Windenergieanlagen bleibt 
demnach der kommunalen Ebene im Rahmen der Bauleitplanung überlassen. 

Ziel 1 der Regionalplanung die Windkraft betreffend ist, dass Planungen für WEA in den Teilen des 
Freiraums umzusetzen sind, die aufgrund der natürlichen und technischen Voraussetzungen (Wind-
höffigkeit, geeignete Möglichkeit für die Stromeinspeisung ins Leitungsnetz) und der Verträglichkeit 
mit den zeichnerisch und/oder textlich dargestellten Bereichen und Raumfunktionen für die gebün-
delte Errichtung von WEA (Windparks) in Betracht kommen. Dazu sollen in erster Linie die Allgemei-
nen Freiraum- und Agrarbereiche in Anspruch genommen werden. In geeigneten Fällen können sich 
Windparkplanungen auch über Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen erstrecken. In 
den Reservegebieten für den oberirdischen Abbau nichtenergetischer Bodenschätze sowie in den 
noch nicht rekultivierten Braunkohlen-Abbaubereichen ist zu beachten, dass wegen der langfristigen 
Vorrangigkeit des Abbaus nur befristet zu genehmigende Anlagen in Betracht kommen. 

Gemäß dem Ziel 2 kommen die nachfolgenden Flächen bedingt in Betracht, wenn sichergestellt ist, 
dass die mit der Festlegung im Regionalplan verfolgten Schutzziele und/ oder Entwicklungsziele nicht 
nennenswert beeinträchtigt werden: 

• Waldbereiche, soweit außerhalb des Waldes Windparkplanungen nicht realisierbar sind, der 
Eingriff auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt und ein möglichst gleichwertiger Aus-
gleich/Ersatz festgelegt wird 

• Regionale Grünzüge 

• historisch wertvolle Kulturlandschaftsbereiche (nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG und § 2 Abs. 1 LG) 

• Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter Erholung 

• Bereiche für Halden zur Lagerung von Nebengestein oder sonstigen Massen 

• Deponien für Kraftwerksasche 
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• Agrarbereiche mit spezialisierter Intensivnutzung 

Daneben werden mit dem Ziel 3 Gebiete definiert, in denen Windparkplanungen ausgeschlossen 
werden sollen: 

• Bereiche zum Schutz der Natur  

• Bereiche für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze, es sei denn, dass 
der Abbau bereits stattgefunden hat und die Windparkplanung den Rekultivierungszielen nicht 
widerspricht. 

• Flugplatzbereiche 

• Oberflächengewässer, Talsperren und Rückhaltebecken 

• Bereiche für Abfalldeponien, es sei denn, dass der Verkippungsfortschritt dies zulässt und eine 
Gefährdung des Grundwassers dauerhaft ausgeschlossen ist, 

• Bereiche für Halden zur Lagerung oder Ablagerung von Bodenschätzen 

• Freiraumbereiche mit der Zweckbindung „M“ (militärisch genutzte Freiraumteile) 

Gemäß dem Ziel 4 ist eine Beeinträchtigung von Denkmälern und Bereichen, die das Landschaftsbild 
prägen, zu vermeiden. Zum Schutz der Wohnbevölkerung sind ausreichende Abstände und die ent-
sprechenden Emissionsrichtwerte einzuhalten. Auf die technischen Erfordernisse des Richtfunks ist 
Rücksicht zu nehmen. 

 
Abbildung 2: GEP Region Aachen mit Markierung des Plangebiets (grüne Linien), o. M. (Bezirksregierung Köln, 2016 a) 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Aachen legt das Plangebiet vollständig 
als „Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ (AFAB) fest. Zusätzlich wird die Fläche durch einen 
BSLE überlagert. Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche bieten sich für die Errichtung von Wind-
energieanlagen besonders an. Klassische Freiraumnutzungen können - abgesehen vom Mastfußbe-
reich und den Zufahrten - weiterhin ausgeübt werden.  

In Bezug auf die "Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung" sind 
die folgenden Ziele zu berücksichtigen: 
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„Ziel 1 

In den Bereichen für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) sind die 
Bodennutzungen und ihre Verteilung auf eine nachhaltige Erhaltung und Wiederherstellung der na-
türlichen Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes sowie der Erholungseig-
nung auszurichten. Im Einzelnen haben die BSLE der Sicherung bzw. Wiederherstellung oder Ent-
wicklung 

• des wesentlichen Charakters der Landschaft, typischer Landschaftsstrukturen und Land-
schaftsbestandteile einschließlich der Bodendenkmale, denkmalwerter Gehöfte und Wei-
ler sowie charakteristischer Nutzungsformen, 

• landschaftstypischer Lebensräume und Aufbau eines Biotopverbundsystems, 

• der natürlichen Bodenfruchtbarkeit, des Erosions- und Deflationsschutzes sowie der na-
türlichen Vielfalt an unterschiedlichen Böden als Standortvoraussetzungen für Flora und 
Fauna und als Lebensgrundlage des Menschen, 

• des natürlichen Wasserdargebots, der Grundwasserneubildung und Reinhaltung des 
Grundwassers, 

• naturnaher Gewässer und von Retentionsräumen, 

• des geländeklimatischen Ausgleichsvermögens, 

• der Immissionsschutzfunktion, 

• des Landschaftsbildes, 

• der landschaftsgebundenen Erholung, Sport- und Freizeitnutzung und Eingliederung der 
Siedlungen (Ortsrandgestaltung) in die freie Landschaft, 

zu dienen.“ 

Das Ziel 1 wird durch die Planung nicht gefährdet. Auswirkungen auf Umweltbelange werden im Um-
weltbericht untersucht. Auswirkungen auf das Landschaftsbild werden vorliegend als vertretbar ein-
gestuft, da bereits eine Vorbelastung durch WEA im Windpark Kehr besteht. 

„Ziel 2 

Die BSLE haben auch der funktionalen Einbindung der Bereiche für den Schutz der Natur zu dienen.“ 

Die Fläche stellt einen Teil eines großräumigen BSLE dar, der mehrere BSN miteinander verbindet. 
Eine Verbindungsfunktion des gesamten BSLE bleibt auch nach Umsetzung der Planung bestehen. 

„Ziel 3 

In den BSLE ist im Rahmen der dargestellten Grundnutzung und der Zielsetzungen für Sicherung, 
Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung der Landschaft die Zugänglichkeit der Landschaft für Er-
holungssuchende zu sichern. Soweit im Einzelfall Nutzungsansprüche der Erholung mit den Belangen 
des Schutzes der Landschaft konkurrieren, sind die letzteren entsprechend LEP-Ziel C.V.2.3 vorran-
gig. Vermeidbare Beeinträchtigungen durch Zerschneidung zusammenhängender Erholungsräume 
sind auszuschließen.“ 

Die Zugänglichkeit der Fläche wird durch die Planung nicht verhindert. Landschaftsgestaltende Ele-
mente wie Hecken, Gebüsche oder Baumanpflanzungen sind weiterhin möglich. 
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Ziel 4 ist vorliegend nicht relevant. 

Derzeit wird der Regionalplan für den gesamten Regierungsbezirk Köln überarbeitet. Die zeichneri-
schen Festlegungen in diesem Bereich bleiben von der Neuaufstellung des Regionalplans Köln gemäß 
dessen Entwurf unberührt. 

Zudem soll auch ein „Teilplan Erneuerbare Energien“ aufgestellt werden. Im Regionalplan Köln sollen 
demnach zukünftig mindestens ca. 14.500 ha Vorranggebiete für die Windenergie dargestellt werden. 
Innerhalb dieser Gebiete sind alle räumlichen Planungen und Maßnahmen unzulässig, die der vorran-
gigen Nutzung „Wind“ entgegenstehen. Der neue Planentwurf wurde am 20.12.24 beschlossen und 
die Beteiligung der Öffentlichkeit soll vom 13.01.25 bis 13.02.25 erfolgen. Für das Plangebiet ist kein 
Windenergiebereich vorgesehen. Den raumordnerischen Vorranggebieten kommt allerdings keine 
außergebietliche Ausschlusswirkung gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (Konzentrationswirkung) zu, d. 
h., WEA können auch außerhalb dieser Bereiche errichtet werden. Die Realisierung des geplanten 
Vorhabens bleibt somit weiterhin möglich. 

Insgesamt steht das gesamte Planvorhaben den Zielen der Regionalplanung nicht entgegen. 

2.4 Flächennutzungsplan 

Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal ist das Plangebiet voll-
ständig als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt.  

In dem vorherigen, wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal wurde diese Darstel-
lung zusätzlich mit der Signatur "Sonstiges Sondergebiet Windenergie" überlagert. Im Rahmen der 38. 
Änderung des Flächennutzungsplans wurde diese Fläche jedoch nicht mehr als Konzentrationszone 
gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dargestellt. Da das Plangebiet bereits zu einem überwiegenden Teil 
mit Windenergieanlagen belegt ist, werden diese bei einer planerischen Ausweisung der Eignungsflä-
chen als Konzentrationszonen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB weiterhin der Windenergienutzung 
zur Verfügung stehen.  

Dies gilt zumindest für ein Repowering bestehender Anlagen gemäß § 245e Abs. 3 BauGB, wobei die 
Ausschlusswirkung des Flächennutzungsplans nicht entgegensteht. Insofern können durch ein ent-
sprechendes Repowering die Grundzüge der 38. Änderung des Flächennutzungsplans gewahrt blei-
ben. Auch unabhängig davon, ob ein Windenergievorhaben innerhalb der vorherigen Sondergebiete 
Oberreifferscheid, Losheim und Kehr die Voraussetzungen des § 245e Abs. 3 BauGB erfüllt, ist anzu-
nehmen, dass ihm die Ausschlusswirkung der 38. Änderung des Flächennutzungsplans ausnahms-
weise nicht entgegenstehen wird. Dies begründet sich darin, dass es sich insoweit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit um einen atypischen Fall handelt. In seinem Urteil vom 12.05.2023 (7 D 328/21.AK) hat 
das OVG Münster erneut bestätigt, dass eine Ausnahme von der Ausschlusswirkung insbesondere in 
Gebieten gilt, in denen bereits Windenergieanlagen errichtet wurden. Ein Repowering bzw. ein Zubau 
von Windenergieanlagen innerhalb der bestehenden, im Zuge der 20. Änderung des Flächennut-
zungsplans festgelegten Sondergebiete ist daher auch nach Inkrafttreten der 38. Änderung des Flä-
chennutzungsplans möglich.  
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2.5 Bestehender Bebauungsplan 

Abbildung 3: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 51 

Für das Plangebiet besteht derzeit der Bebauungsplan Nr. 51 - Flächen für Windkraftanlagen Teil 2 
„Windpark Kehr“ aus dem Jahr 1999. Dieser setzt ein Sondergebiet mit der besonderen Zweckbe-
stimmung „Flächen für Windkraftanlagen“ fest. Zulässig ist die Errichtung und der Betrieb von drei 
Windkraftanlagen, die hierzu erforderlichen Nebenanlagen (z.B. Kranstellflächen, Transformatorge-
bäude, Übergabestation) sowie die landwirtschaftlich/ forstwirtschaftliche Nutzung. Die Festlegung 
des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt durch die Definition der maximalen Größe der Grundfläche 
der baulichen Anlage (Fundamentfläche der WKA, Trafo- und Übergabestation) je Windkraftanlagen-
standort mit 450 m² sowie ergänzenden Baugrenzen. Des Weiteren wurden die Flächen, die mit einem 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten sind, sowie die von Bebauung freizuhaltenden Flächen, 
festgesetzt. 

2.6 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach 
sind der Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 
BNatSchG), Nationalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate 
(§ 25 BNatSchG), Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Natur-
denkmäler (§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich ge-
schützte Biotope (§ 30 BNatSchG) und Natura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung 
und Umsetzung von Vorhaben auf eine mögliche Betroffenheit zu untersuchen. 

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 
BNatSchG). Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und 
geschützte Landschaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Kreise und kreisfreien Städte fest-
gesetzt (vgl. § 7 LNatSchG). 

Das Plangebiet befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplans 20 „Hellenthal“ 
des Kreises Euskirchen.  
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In der Festsetzungskarte ist das gesamte Plangebiet dem Landschaftsschutzgebiet mit der Bezeich-
nung 2.2-7, "Agrarlandschaft bei Losheim", zugewiesen. Des Weiteren wird ein Teil des Plangebiets 
vom Geschützten Landschaftsbestandteil 2.4-1 "Höckerlinie zwischen Hellenthaler Wald und Kehr" 
überlagert. Mit Inkrafttreten der BNatSchG am 01.02.2023 ist in § 26 Abs. 2 BNatSchG geregelt, dass 
Landschaftsschutzgebiete für die Windenergienutzung geöffnet werden. Die Regelung dient dazu 
Landschaftsschutzgebiete vollumfänglich in die Suche nach Flächen für den Windenergieausbau ein-
zubeziehen. Demnach sind Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten erlaubt, wenn sich der 
Anlagenstandort in einem Windenergiegebiet nach § 2 Nr. 1 WindBG befindet (z.B. im Flächennut-
zungsplan), auch wenn die naturschutzrechtliche Unterschutzstellung entgegenstehende Bestim-
mungen enthält. Eine Ausnahme / Befreiung von den Verboten des Landschaftsplans ist damit nicht 
mehr erforderlich. Die Verbotsfreiheit gilt im gesamten Landschaftsschutzgebiet bis das Land die 
langfristigen Flächenbeitragswerte gemäß § 5 Spalte 2 WindBG (2032: 1,8 % der Landesfläche NRW) 
erreicht hat. Darüber hinaus ist eine Beeinträchtigung des geschützten Landschaftsbestandteils 
durch die geplanten Anlagen ist nicht zu erwarten.  

Die Entwicklungskarte setzt für das Plangebiet das Entwicklungsziel 1.1-2 " Erhaltung einer vielfältig 
strukturierten Kulturlandschaft mit z.T naturnahen Lebensräumen" fest. Der Schwerpunkt des Ziels 
liegt auf der Erhaltung und Optimierung des hohen Grünlandanteils sowie der extensiven Bewirt-
schaftung wertvoller Grünlandflächen, wobei hier insbesondere auf Feucht- und Magergrünland zu 
achten ist. Zudem sind die Erhaltung und Entwicklung bestehender Gehölz- und Gewässerstrukturen 
von essenzieller Bedeutung (Kreis Euskirchen, 2005, S. 11). Das Plangebiet ist bereits durch drei Wind-
kraftanlagen vorbelastet. Im Rahmen des geplanten Vorhabens sollen die bestehende WKA durch 
zwei modernere WKA ersetzt werden. Dies führt zu einer geringeren Belastung der Fläche. Darüber 
hinaus können grundsätzlich WEA im Plangebiet so errichtet werden, dass der Erhalt von Bäumen 
und naturnahen Gewässern und deren Ufergehölze nicht infrage gestellt wird. In diesem Zusammen-
hang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

Für die Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von 
Nationalparken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich 
geschützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „NRW Umweltdaten vor Ort“ 
zurückgegriffen (MUNV NRW, 2023 a). Das gesamte Gemeindegebiet befindet sich innerhalb des 
Deutsch-Belgischen Naturparks Hohes Venn - Eifel. Negative Auswirkungen des geplanten Vorhabens 
auf den Naturpark sind jedoch nicht erkennbar. 

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnis-
stand allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-
Gebiet handelt es sich um das FFH-Gebiet „Kyllquellgebiet“, das sich ca. 6,3 km nördlich des Plange-
biets befindet. Sofern die Schutzgebiete dem Schutz von Fledermausarten oder europäischen Vo-
gelarten dienen, sind in der Regel gemäß Windenergieerlass 300 m als Pufferzone erforderlich. Die-
sen Abstand überschreitet das Plangebiet deutlich. Somit ist eine direkte Beeinträchtigung nicht zu 
erwarten. Zudem lässt das Planvorhaben keine Auswirkungen, wie z. B. eine erhebliche Veränderung 
der Grundwasserneubildungsrate oder einen erheblichen Schadstoffausstoß, erwarten, die zu der 
Annahme führen könnten, dass mit einer mittelbaren Beeinträchtigung zu rechnen bzw. der Regel-
untersuchungsabstand zu erhöhen sei. 

Insgesamt sind keine Konflikte mit den vorliegend relevanten naturschutzfachlichen Schutzgebieten 
ersichtlich. 
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2.7 Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Laut diesem 
sind Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 
WHG), Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserent-
stehungsgebiete (§ 78d WHG) hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. 

Auf der Grundlage der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 
Hochwasserschutz (BRPHV) werden zudem die Hochwasserrisikokarte, die Hochwassergefahrenkarte 
und die Starkregengefahrenhinweiskarte in die Betrachtung einbezogen. Hierfür wird auf den 
„Klimaatlas NRW“ zurückgegriffen (LANUV NRW, 2023). 

Die Auswertung der Wasserschutzgebiete und Heilquellen erfolgt auf Basis der Datenbank ELWAS-
WEB (MUNV NRW, 2023 b). Überschwemmungsgebiete sowie Risikogebiete außerhalb von Über-
schwemmungsbieten werden mithilfe der Hochwasserrisikokarte ermittelt. Hochwasserentstehungs-
gebiete wiederum „sollen künftig durch die Länder als Rechtsverordnung ausgewiesen werden“ 
(BMUV, 2016). Dies ist zum aktuellen Zeitpunkt jedoch noch nicht geschehen. 

Trinkwasser und Heilquellen 

Eine Überlagerung mit Heilquellen oder Trinkwasserschutzgebieten ist nicht gegeben. Das nächstge-
legene Wasserschutzgebiet befindet sich in einer Entfernung von 9,7 km, sodass planungsbedingte 
Konflikte nicht ersichtlich sind. 

Hochwasser und Starkregen 

Eine Überlagerung mit Überschwemmungsgebieten und Risikogebieten außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten besteht nicht. Die Hochwasserrisikokarte und die Hochwassergefahrenkarte zeigen 
ebenfalls keine Betroffenheit auf.  

Gemäß der Starkregengefahrenhinweiskarte ist im Plangebiet bei seltenen und extremen Starkregen 
mit vereinzelten Wasseransammlungen zu rechnen. Die Wassertiefen betragen größtenteils bis zu 0,7 
m. Im zentralen Bereich des Plangebiets können jedoch stellenweise Wassertiefen von bis zu 1,7 m 
erreicht werden. Allerdings sind die mit WEA verbundenen Eingriffe in den Boden und dessen Versi-
ckerungsfähigkeit punktuell und gering. Zugleich verbleiben im Plangebiet hinreichende Flächenpo-
tenziale, um WEA außerhalb der von Starkregen betroffenen Bereiche zu platzieren. Insofern ist nicht 
erkennbar, dass die mit Starkregen verbundenen Belange der Vollziehbarkeit der Planung entgegen-
stehen oder die Umsetzung des Planvorhabens zu einer Verschärfung dieser Belange führt.   

3 PLANUNGSKONZEPT 

3.1 Nutzungskonzept 

Es ist vorgesehen, die drei bestehenden Windenergieanlagen durch zwei modernere Anlagen zu er-
setzen. Die für die Planung vorgesehenen Anlagen weisen eine Nabenhöhe von 166 m (WEA 1) bzw. 162 
m (WEA 2) sowie einen Rotordurchmesser von 160 m (WEA1) bzw. 175 m (WEA 2) auf. Die Gesamthöhe 
der Anlagen beträgt maximal 250 m. Die spezifischen Anlagentypen sowie deren jeweilige 
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Nennleistung werden im weiteren Verlauf des Verfahrens fachgutachterlich ermittelt, sodass eine 
Konkretisierung erfolgen kann.  

Abbildung 4: Plankonzept 

Die Maste der WEA halten überall einen Mindestabstand von 1.000 m zu den nächstgelegenen Wohn-
nutzungen im Innenbereich ein. Für den Bau der Anlagen werden die Flächen für das Fundament, die 
Kranstellflächen und Flächen für die Zuwegung ab dem bestehenden Wirtschaftsweg dauerhaft ver-
siegelt. Weitere temporäre Versiegelungen für Lager- und Montageflächen, Müllsammelplatz und 
Parkflächen kommen hinzu. 

3.2 Erschließungskonzept 

Die Erschließung der Anlagen erfolgt weiterhin über die bestehenden Wirtschaftswege. Diese sind 
bereits ausreichend ausgebaut. Von den Wirtschafswegen aus erfolgt eine Anbindung an die überge-
ordneten Straßen K 14 im Norden und B 265 im Westen. 

3.3 Ver- und Entsorgungskonzept 

Zur Vermeidung nicht erforderlicher Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt, insbesondere die 
Grundwasserneubildungsrate, soll das auf den versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser 
im Plangebiet versickert werden. Hierzu kann es in die angrenzende Fläche eingeleitet werden. Die 
endgültige Ver- und Entsorgung erfolgt im weiteren Verfahren. 

Schmutzwassers fällt beim Betrieb des Vorhabens nicht an. Eine Versorgung mit Strom etc. ist nicht 
erforderlich. Die Netzeinspeisung gehört nicht zur Versorgung und wird noch abgestimmt. 
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4 TEXTLICHE UND ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 BauGB) 

4.1 Räumlicher Geltungsbereich 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Gemarkung Losheim, Flur 08, Flurstücke 
26, 30, 31, 33 - 35,38, 57, 58, 67-75 und Teile der Flurstücke 28, 32,39, 40, 41, 56, 61, 59, 64 und 78. In 
den räumlichen Geltungsbereich wurden die Flächen einbezogen, die unmittelbar für die planungs-
rechtliche Absicherung der geplanten Nutzung erforderlich sind oder die im Geltungsbereich des 
bestehenden Bebauungsplans liegen. 

4.2 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Plangebiet soll für die Windenergie gesichert werden. Da sich die geplante Nutzungsart von den 
Baugebietstypen der BauNVO wesentlich unterscheidet, wird folglich ein sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Fläche für Windkraftanlagen“ festgesetzt. Neben dem Betrieb der Windener-
gieanlagen kann weiterhin eine landwirtschaftliche Nutzung erfolgen. Diese wird auf Ackerbau, Wie-
sen- und Weidewirtschaft begrenzt. Die Errichtung von landwirtschaftlich genutzten baulichen Anla-
gen ist der ausnahmsweisen Genehmigungsfähigkeit zuzuordnen. Darüber hinaus umfasst das Plan-
gebiet Nadelwaldflächen. Diese sollen in ihrem derzeitigen Zustand unverändert bleiben und sind 
durch die Realisierung des Vorhabens nicht betroffen.  

1.1 Das Sondergebiet dient der Errichtung von Windenergieanlagen.  

1.2 Innerhalb des Sondergebietes sind Ackerbau, Wiesen- und Weidewirtschaft sowie die Er-
richtung und der Betrieb von Windenergieanlagen mit ihren Nebenanlagen zulässig. Die be-
reits bestehenden Nadelwaldflächen sollen in ihrem derzeitigen Zustand unverändert belas-
sen werden. 

1.3 Andere nach § 35 BauGB zulässige Vorhaben sind ausnahmsweise zulässig, sofern der Bau 
und der Betrieb der Windenergieanlagen nicht beeinträchtigt wird. 

4.3 Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der Baulichen Nutzung wird durch die Festlegung der Maximalen Größe der Grundfläche 
der Baulichen Anlagen (Fundamentfläche der Windenergieanlage, Trafo- und Übergabestation) je 
Windkraftanlagestandort festgelegt. Die Beschränkung der Grundfläche dient dazu, den Eingriff in 
den Boden zu reglementieren. Darüber hinaus werden bei Windenergieanlagen auch spezielle Er-
schließungsflächen (Zufahrten, Kranstellflächen, Lagerflächen) erforderlich. Temporäre Versiegelun-
gen stellen keinen dauerhaften Eingriff dar und sind daher unerheblich. In einem Landschaftspflege-
rischen Begleitplan werden diese Flächen vollständig bilanziert und ein Ausgleich bestimmt. 

2.1 Die zulässige Grundfläche der Windenergieanlagen darf maximal 750 m² pro Windenergie-
anlage nicht überschreiten. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche von 
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Aufstellflächen mit ihren Zufahrten, die für die Erschließung der WEA erforderlich sind, sons-
tige Nebenanlagen, die für den Bau oder die Nutzung der WEA erforderlich sind, sowie sons-
tige Erschließungsanlagen überschritten werden. Die Obergrenze der dauerhaften Versie-
gelung beträgt jeweils 5.000 m². 

Durch die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sollen in erster Linie die Eingriffe in Natur 
und Landschaft reglementiert werden. Durch die Begrenzung der zulässigen Bauhöhe werden wei-
tere negative Folgen auf das Landschaftsbild vermieden. Im Rahmen des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans wird der Eingriff in das Landschaftsbild bilanziert. Es wird ein entsprechender Ausgleich 
festgelegt. 

2.2 Die maximale Gesamthöhe GH (gemeint ist die Höhe bis zur obersten Spitze des Rotors) 
einer Windenergieanlage darf 250 m nicht überschreiten. Als Bezugspunkt wird gemäß § 18 
Abs. 1 BauNVO die im Mittelpunkt der Anlagen gelegene natürliche Geländeoberkante fest-
gelegt. Der untere Bezugspunkt der WEA 1 wird auf 602,00 m und der untere Bezugspunkt 
der WEA 2 auf 608,50 m festgelegt. 

4.4 Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt. Um die Position der 
Windenergieanlagen möglichst genau zu bestimmen, müssen das Fundament, der Turm sowie die 
sonstigen Nebenanlagen müssen innerhalb der Baugrenze liegen. Eine Überschreitung der Baugrenze 
durch die Rotorblätter und die Kranstellflächen der Windenergieanlagen wird jedoch zugelassen.  

3. Die im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen gelten für das Fundament, den Turm und 
die sonstigen Nebenanlagen der Windenergieanlagen. Die Rotorblätter und die Kranstellflä-
chen dürfen die Baugrenze überschreiten.  

4.5 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Da die Rotorblätter der Windenergieanlagen aus den überbaubaren Grundstücksflächen, die durch 
Baugrenzen festgelegt sind, herausragen können, ist in verschiedenen Bereichen des Bebauungspla-
nes das Festsetzen von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, erforderlich. In diese von 
der Bebauung freizuhaltenden Flächen dürfen die Rotorblätter der Windenergieanlagen nicht hin-
einragen. Nebenanlagen wie z. B Übergabestationen und Trafostationen sind in diesen Bereichen zu-
lässig.  

Zu den Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, zählen: ein Streifen mit einer Breite von 40 
m entlang der Kreis- bzw. Bundesstraße, gemessen vom äußersten Rand der für den Kraftfahrzeug-
verkehr bestimmten Fahrbahn, ein Streifen mit einer Breite von 35 m um Waldflächen herum. 

4. In die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, dürfen die Rotorblätter der Wind-
energieanlagen nicht hineinragen. Zu diesen Flächen zählen: 

• Ein Streifen mit einer Breite von 40 m entlang der Bundesstraße, gemessen von äußers-
ten Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, 

• Ein Streifen mit einer Breite von 35 m um Waldgebiete. 
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Im Plangebiet befinden sich zudem bedeutende Bodendenkmäler: das Bodendenkmal EU 194 „West-
wallbunker aus dem Zweiten Weltkrieg“ sowie das Bodendenkmal EU 98 „Panzersperre des ehemali-
gen Westwalls“ in Form einer fünfzügigen Betonhöckerlinie. Diese Anlagen sind Teil des ab 1938 im 
Auftrag des nationalsozialistischen Regimes errichteten Grenzbefestigungssystems („Westwall“). Für 
diese Bodendenkmäler sollen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB zusätzliche Schutzbereiche festgesetzt wer-
den. Bei diesen Bereichen gilt der Schutzzweck jedoch eventuellen Bodeneingriffen und nicht dem 
Überstreichen der Flächen durch Rotorblätter.  

4.6 Flächen für Wald 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b) BauGB) 

Im Süden sowie im Zentrum des Plangebietes befinden sich Nadelwaldflächen. Diese stehen der Um-
setzung des Planvorhabens nicht entgegen und sollen daher – im Sinne des Eingriffsvermeidungsge-
botes – erhalten werden. Um den Erhalt des Waldes planungsrechtlich abzusichern, werden die ent-
sprechenden Flächen als „Flächen für Wald“ festgesetzt. 

4.7 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)  

Die für die Erschließung der geplanten WEA vorgesehenen landwirtschaftlichen Wege werden zeich-
nerisch als "Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche" festgesetzt. Zur Bestimmung 
der hiermit verbundenen Maßgaben wird die folgende textliche Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen: 

5.  Im Bereich der "Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen" werden Geh-
, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Vorhabenträger und der vom Vorhabenträger be-
auftragten Personen festgesetzt. Versorgungsleitungen (Stromkabel, Telefonkabel) sind un-
terirdisch zu verlegen, damit keine zusätzliche negative Beeinflussung des Landschaftsbildes 
stattfinden kann. 

4.8 Bedingte Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB) 

Die geplanten Anlagen sollen die bisherigen Anlagen innerhalb des Windparks im Sinne eines 
Repowering ersetzen. Daher sind die alten WEA nach der Errichtung der neuen Anlage zurückzu-
bauen.  

6. Repowering (§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 249 Abs. 8 BauGB) 

Nach Errichtung der Windenergieanlagen „WEA 1“ und „WEA 2“ sind die drei Bestandsanla-
gen innerhalb eines Zeitraums von 24 Monaten zurückzubauen.  

5 HINWEISE 
Die folgenden Hinweise werden aus Gründen der Rechtssicherheit bzw. zur Klarstellung in den Be-
bauungsplan aufgenommen: 
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1. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) werden im Rathaus der Gemeinde Hellenthal zur Einsicht während der allge-
meinen Öffnungszeiten bereitgehalten. 

2. Bodendenkmäler 

Im Plangebiet befindet sich das Bodendenkmal EU 194 „Westwallbunker aus dem 2. Welt-
krieg“. Darüber hinaus verläuft mit EU 98 „Panzersperre des ehemaligen Westwalls“ eine 5-
zügige Betonhöckerlinie durch das Plangebiet, welche Teil des ab 1938 im Auftrag des nati-
onalsozialistischen Regimes errichteten Grenzbefestigungssystems (sog. Westwall) gewesen 
ist. Nach § 15 Abs. 2 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis, wer ein (vermutetes) Bodendenkmal 
oder einen Teil eines (vermuteten) Bodendenkmals beseitigen, verändern, an einen anderen 
Ort verbringen oder dessen Nutzung ändern will. Erlaubnispflichtig ist auch die Errichtung, 
Veränderung oder Beseitigung von Anlagen in der engeren Umgebung eines Bodendenkmals, 
wenn sich dies auf die denkmalwerte Substanz oder das Erscheinungsbild des Bodendenk-
mals auswirken kann. Die Erlaubnis ist schriftlich bei der Unteren Denkmalbehörde der Ge-
meinde Hellenthal zu beantragen. Eine bauliche Nutzung innerhalb des Bodendenkmals ist 
nicht erlaubnisfähig. 

3. Erdbebenzone 

Das Plangebiet liegt gemäß DIN 4149:2005 in der Erdbebenzone 0 sowie in der Untergrund-
klasse R. Bei Bebauung sind die Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 
4149:2005-04 "Bauten in deutschen Erdbebengebieten" zu berücksichtigen. Analog zu den 
Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 sind zusätzlich die Bedeutungs-
klassen für Türme, Masten und Schornsteine gemäß DIN EN 1998, Teil 6 „Türme, Masten und 
Schornsteine“ sowie die entsprechenden Bedeutungsbeiwerte zu berücksichtigen. Eine ent-
sprechende Einstufung prüft die Genehmigungsbehörde. 

4. Schutzstreifen der Westnetz GmbH, DRW-S-LK 

Befinden sich die Einrichtungsflächen und Zufahrten der geplanten WEA in der Nähe der 
110-kV-Leitung, ist eine frühzeitige Abstimmung mit der Westnetz GmbH erforderlich. Der 
von der Deutschen Elektrotechnischen Kommission in DIN und VDE festgelegte Mindestab-
stand zwischen Freileitung und Windenergieanlage ist einzuhalten. 

Der benötigte Arbeitsraum ist vom WEA-Betreiber anzugeben und mit dem Freileitungsbe-
treiber abzustimmen. Liegen Kran- und Montageflächen auf der leitungsabgewandten Seite, 
kann der Arbeitsraum 0 m betragen. Anlagenteile dürfen zu keinem Zeitpunkt in den Schutz-
streifen der Freileitung ragen. Bei geringem Abstand kann die Rotorströmung Leiterseile in 
Schwingung versetzen und beschädigen. Bis zu einem Abstand von dreifachem Rotordurch-
messer ist der Bedarf an Schwingungsschutzmaßnahmen gemäß DIN EN 50341-2-4 zu prü-
fen; darüber hinaus sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten. Die Freileitung ist zudem vor 
umherfliegenden Teilen (z. B. Eiswurf oder Trümmer nach Blitzschlag) zu schützen. Die Auf-
wendungen für entsprechende Schutzmaßnahmen müssen gemäß dem Verursacherprinzip 
vom Betreiber der WEA übernommen werden.  Sollten durch den Bau oder den Betrieb der 
WEA-Schäden an der Leitung entstehen, behält sich die Westnetz GmbH Schadenersatzan-
sprüche vor. Für die WEA 2 sind trotz Unterschreitung des Mindestabstands keine 



Gemeinde Hellenthal 
Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 
 
 

22 

Schwingungsschutzmaßnahmen erforderlich, da die Nachlaufströmung oberhalb der Hoch-
spannungsfreileitung verläuft. 

Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen werden, die 
eine Endwuchshöhe von maximal 3,00 m erreichen. Um die Maste herum muss jedoch eine 
Fläche mit einem Radius von 15,00 m von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freigehalten 
werden. Dieser Bereich kann teilweise als Parkplatz oder Stellplatzfläche genutzt werden. Bei 
solch einer Nutzung ist der Mast durch geeignete Maßnahmen gegen versehentliches Anfah-
ren zu sichern. Durch höherwachsende Gehölze, die in den Randbereichen bzw. außerhalb 
der Leitungsschutzstreifen angepflanzt werden, besteht die Gefahr, dass durch einen even-
tuellen Baumumbruch die Hochspannungsfreileitung beschädigt wird. Aus diesem Grund 
sollen in diesen Bereichen Gehölze mit gestaffelten Endwuchshöhen angepflanzt werden. 
Anderenfalls wird eine Schutzstreifenverbreiterung erforderlich. 

Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende 
Höhe erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer/den Bauherrn auf 
seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der Grundstückseigentümer/der 
Bauherr der vorgenannten Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und Setzen einer 
angemessenen Frist nicht nach, so ist die Westnetz GmbH berechtigt, den erforderlichen 
Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers/des Bauherrn durchführen zu lassen. 

Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben, insbesondere ist 
eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu gewährleisten. Alle die Hochspannungsfreilei-
tung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt. 

Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen 
der Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der Westnetz GmbH Bauunterlagen (Lage-
pläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur Prüfung und abschlie-
ßenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit dem Grundstückseigen-
tümer/Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der 
Westnetz GmbH. 

5. Artenschutz 

Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 

Folgende Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sind für die artenschutzrechtliche Zulässig-
keit des Vorhabens zu treffen: 

Vögel  

• Die Baufeldfreimachung sollte zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Nestern und 
Eiern (Artikel 5 VogelSchRL) bzw. Beschädigungen oder Zerstörungen von Fortpflan-
zungsstätten (§ 44 BNatSchG) außerhalb der Vogelbrutzeit (01.03. - 30.09.) stattfinden. 
Abweichungen hiervon sind nach vorhergehender Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde denkbar, wenn vorab gutachterlich festgestellt wurde, dass sich im Be-
reich des Baufeldes keine Vogelbrut befindet. Die Kontrolle ist fotografisch und textlich 
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zu dokumentieren. Erst nach Freigabe der UNB darf mit den Bauarbeiten begonnen 
werden. 

Fledermäuse  

• Nächtliche Abschaltung der WEA zwischen dem 01.04. und 31.10. bei Windgeschwindig-
keiten im 10-Minuten-Mittel von < 6 m/s in Gondelhöhe, Temperaturen >10°C und feh-
lendem Niederschlag.   

• Der Betreiber der WEA kann freiwillig ein eigenes Höhenmonitoring durchführen lassen. 
Auf der Grundlage der Ergebnisse können die Abschaltalgorithmen für die zwei neuen 
WEA angepasst werden.  

• Die Installation von Bewegungsmeldern im Mastfußbereich (etwa zur Erleichterung 
abendlicher Kontrollen) sollte möglichst vermieden werden. Hierdurch könnten Fleder-
mäuse angezogen werden. Im Zuge von Inspektionsverhalten kann es passieren, dass die 
Tiere von unten am Mast entlang hochfliegen, was sie einer gewissen Gefährdung aus-
setzt. Dies ist möglichst zu vermeiden.  

• Bei der Entnahme von Gehölzen, sind diese erneut auf Baumhöhlen und ggf. auf Fleder-
mausbesatz zu überprüfen. Im Bedarfsfall sind Ersatzquartiere zu schaffen. 

6. Schattenschlag 

Die umliegenden Wohngebäude dürfen durch den von den Windenergieanlagen verursach-
ten beweglichen Schatten (Schlagschatten) nicht beeinträchtigt werden. Durch den Einsatz 
einer automatischen Abschaltvorrichtung kann diese Vorgabe sichergestellt werden. Alter-
nativ ist es möglich, die geplanten WEA gezielt in den Zeiträumen zwischen dem prognosti-
zierten Beginn und Ende des Schattenwurfs für einzelne Intervallphasen abzuschalten. 

6 PLANDATEN 
Bedarf an Grund und Boden 

Nutzung 
Fläche in m² (ca.) 

Gesamt Teilfläche Versiegelung 

    

Bestand 

Sondergebiet „Flächen für Windkraftanlagen“ 353.431 – – 

davon Grundfläche der baulichen An-
lage (GR)  

- 450 450 

davon Flächen, die von Bebauung frei-
zuhalten sind 

- 51.274 - 

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 
belastende Flächen 

- 2.255 2.255 

Summe 353.431 53.979 2.705  
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Planung 

Sondergebiet „Flächen für Windkraftanlagen“ 353.431 – – 

davon Grundfläche der baulichen An-
lage (GR) 

- 450 450 

davon Flächen, die von Bebauung frei-
zuhalten sind 

- 51.274 - 

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 
belastende Flächen 

- 4.071 4.071 

Summe 353.431 55.795 4.521 
Tabelle 2: Bedarf an Grund und Boden 

7 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
Die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen werden in einer Umweltprüfung ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a Satz 3 
BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die Pflicht zur Beschreibung der wesentlichen Aus-
wirkungen des Bebauungsplans gemäß § 2a Satz 2 Nr. 1 BauGB bleibt hiervon unberührt. 

7.1 Ausgleich 

Der Ausgleich wird im weiteren Verfahren konkretisiert. Insgesamt erfolgt ein Ausgleich für den Ein-
griff in das Landschaftsbild sowie die Versieglung. Der Ausgleichsbedarf wird im Umweltbericht auf 
Grundlage eines Fachgutachtens (Landschaftspflegerischer Fachbeitrag) detailliert dargelegt wer-
den. Sofern die zwei neu geplanten Anlagen einen höheren Eingriff in das Landschaftsbild erwarten 
lassen, als die drei zurückzubauenden Bestandsanlagen, sollen die Eingriffe in das Landschaftsbild 
durch Ersatzzahlungen ausgeglichen werden. Die Höhe der Zahlung ist im konkreten Genehmigungs-
verfahren gemäß dem Windenergieerlass NRW zu ermitteln. 

7.2 Immissionen 

7.2.1 Schallimmissionen 

Zur Ermittlung der Auswirkungen des verursachten Schalls durch die zwei geplanten Windenergiean-
lagen wurde ein Schallschutzgutachten durchgeführt (Windtest grevenbroich gmbh, 2025). Die Be-
rechnung der Schallimmissionen erfolgte gemäß TA-Lärm unter Berücksichtigung des Interimsver-
fahrens DIN ISO 9613-2. 

Am Standort wurden die maßgeblichen Wohnbebauungen in verschiedenen Himmelsrichtungen aus-
gewählt, an denen eine Richtwertüberschreitung am ehesten zu erwarten ist.  

Am 17.07.2025 fand eine Besichtigung des Standortes durch die WTG statt, um den Standort zu be-
urteilen. Aufgrund der Ortsbesichtigung wurden zunächst zwölf Immissionspunkte (IP) festgelegt. Die 
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Berechnungen ergaben jedoch, dass sich davon nur fünf Immissionspunkte im akustischen Einwir-
kungsbereich befinden. 

Die Bestimmung der Vorbelastung durch weitere Anlagen, die unter die Regelung der TA-Lärm fallen, 
erfolgte in Abstimmung mit der SGD Nord, der Kreisverwaltung Eifelkreis Bitburg-Prüm und den Ver-
bandsgemeinden Gerolstein und Hellenthal. Der WTG lagen Dokumente mit Angaben zu den Ge-
räuschemissionen sowie weitergehende Informationen zum Anlagenbetrieb der geplanten WEA vor. 

Auf Grundlage dessen wurde, unter Hinzuziehung der LAI-Hinweise, der max. zulässige Schallleis-
tungspegel sowie das max. zulässige Oktavspektrum ermittelt. Im Sinne einer oberen Vertrauensbe-
reichsgrenze wurde weiterhin ein Sicherheitszuschlag ermittelt, welcher die Prognoseunsicherheit 
beinhaltet und in die Berechnungen einbezogen.   

Im Gutachten wird davon ausgegangen, dass die geplanten WEA im Dauerbetrieb betrieben werden 
und dass das Anlagengeräusch an den IP nicht Impuls-, Ton- oder informationshaltig ist. Für die ge-
planten WEA ist teilweise ein Betriebszustandswechsel in Abhängigkeit der Beurteilungszeit vorgese-
hen. Die entsprechenden Betriebsmodi werden in nachfolgender Tabelle aufgeführt: 

Tabelle 3: Vorgesehene Betriebsmodi der geplanten WEA 

Sofern die aufgeführten Geräuschemissionen der geplanten ENERCON WEA des Typs E-175 EP5 E2 
nicht überschritten werden, werden die Vorgaben der TA-Lärm sowie des BImSchG §16B, eingehal-
ten.  

Einzelne Geräuschspitzen im Betriebsgeräusch der geplanten WEA, welche den Mittelungspegel um 
mehr als das nach TA-Lärm einzuhaltende Maß überschreiten, sind nicht zu erwarten.   

Tabelle 4: Ergebnistabelle 

7.2.2 Schattenwurf 

Auswirkungen durch den Schattenwurf wurden in einem Gutachten (Windtest grevenbroich gmbh, 
2025) ermittelt. Durch den sogenannten Schlagschatten kann es zur Beeinträchtigung der menschli-
chen Wahrnehmung seiner Umgebung kommen. Daher hat der Länderausschuss für Immissions-
schutz Richtwerte festgelegt, wonach der Schattenschlag nicht länger als 30 Minuten am Tag bzw. 30 
Stunden im Jahr auftreten soll. Dieser Maximalwert entspricht aufgrund von zeitweiser Bewölkung 
etc. einem astronomisch wahrscheinlichen Wert von 8 Stunden im Jahr. 

Die Berechnung des zu erwartenden Schattenschlags wurde als Worst-Case-Szenario erstellt. Hier-
bei wurde angenommen, dass durchgehender Sonnenschein von Sonnenaufgang bis 
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Sonnenuntergang herrscht, die Sonnenstrahlung senkrecht zur Rotorkreisfläche steht und sich die 
WEA permanent in Betrieb befindet. Außerdem wurde angenommen, dass sich keine Hindernisse 
zwischen IP und WEA befinden, die die Sicht verstellen. Zusätzlich zur Berechnung der maximalen 
Schattenwurfimmissionen erfolgt ebenfalls die Berechnung der meteorologisch wahrscheinlichen 
Schattenwurfimmissionen. Die Größe und die Lage der Rezeptoren wer-den analog zur worst-case 
Berechnung definiert. Unter Berücksichtigung der mittleren Sonnenscheindauer pro Monat, der 
Windrichtungsverteilung am Standort, sowie den voraussichtlichen Betriebsstunden der WEA wird 
die wahrscheinliche Schattenwurfimmission an den gewählten IP ausgegeben. 

Als Immissionspunkte wurden die maßgeblichen Wohnbebauungen in verschiedenen Himmelsrich-
tungen ausgewählt, an denen eine Richtwertüberschreitung durch den Betrieb der WEA am ehesten 
zu erwarten ist. Aufgrund dessen sowie der Ortsbesichtigung 17.07.2025 wurden insgesamt 21 IP fest-
gelegt. 

Durch die Gesamtbelastung treten, bei Berücksichtigung der maximal möglichen Sonnenscheindauer 
(worst-case) Richtwertüberschreitungen an den IP01- IP19 auf. Unter Berücksichtigung der realen 
Sonnenwahrscheinlichkeit wird der Richtwert für den Jahreswert an den IP01 IP12, IP14 IP16 und IP18 
überschritten. 

Die theoretischen Überschreitungen der Richtwerte an den betroffenen Immissionspunkten können 
durch die Implementierung von Schattenwurfmodulen in die WEA-Steuerung vermieden werden. Ein 
entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen (vgl. Kapitel 5). 

7.3 Artenschutz 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz wurden im Rahmen einer ASP 1 (Büro für Ökologie & 
Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell, 2025) untersucht. Grundlage der Bewertung sind eigene faunis-
tische Untersuchungen, die im Zeitraum von Januar bis Juli 2022 durchgeführt wurden. Ergänzend 
wurden bestehende Datenquellen ausgewertet, darunter das Fachinformationssystem (FIS) „Ge-
schützte Arten“ des LANUV NRW, die Schwerpunktvorkommen windkraftsensibler Vogelarten (Ener-
gieatlas NRW) sowie das Fundortkataster @LINFOS des Landes NRW. Auch Schutzgebietsbögen der 
umliegenden Schutzgebiete flossen in die Analyse ein. Aufgrund der grenznahen Lage zu Rheinland-
Pfalz wurden zusätzlich Informationen des Landesamts für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbe-
aufsicht Rheinland-Pfalz (ARTeFAKT) sowie des Landschaftsinformationssystems der Naturschutz-
verwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) herangezogen. Daten zu Vorkommen, Brut- und Rastgebieten 
windkraftsensibler Vogelarten wurden aus dem artenschutzfachlichen Beitrag des Landesamtes für 
Umwelt Rheinland-Pfalz (2023) ergänzt. Zudem erfolgte eine Datenabfrage bei der Unteren Natur-
schutzbehörde des Kreises Euskirchen sowie bei der Biologischen Station im Kreis Euskirchen. Die 
hierbei bereitgestellten Informationen wurden in die Bewertung einbezogen. 

Gesonderte Geländedaten über die Fledermausfauna im Gebiet wurden nicht erhoben, da die be-
triebsbedingten Wirkungen mit Hilfe eines Abschaltalgorithmus vermieden werden können und bau- 
und anlagebedingte Konflikte im Offenland nicht zu erwarten sind. 

Im Rahmen der Vogelkartierung wurden insgesamt 52 Arten festgestellt, von denen 13 als planungs-
relevant eingestuft wurden. Als windkraftsensibel gelten dabei der Rotmilan und der Schwarzstorch. 
Weitere Arten wurden nicht weiter berücksichtigt, da keine entsprechenden Hinweise auf eine Be-
troffenheit aufgrund der durchgeführten Untersuchungen vorlagen. Für alle windkraftsensiblen 
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Vogelarten konnten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände aufgrund ihres Status im Gebiet oder 
der nur geringen Raumnutzung von vorneherein ausgeschlossen werden.   

Da es sich bei den WEA-Standorten um Offenlandflächen handelt, wurde eine Betroffenheit der pla-
nungsrelevanten nicht-windkraftsensiblen Brutvögel Feldlerche und Baumpieper diskutiert. Betrof-
fenheiten können jedoch unter Beachtung einer Bauzeitenregelung hinsichtlich der Baufeldfreima-
chung für beide Arten ausgeschlossen werden.  

Zum Schutz der Vögel insgesamt ist eine Bauzeitenregelung ebenfalls notwendig. Weitere planungs-
relevante Vogelarten sind nicht betroffen. Daten zur Fledermausfauna im Gebiet deuten auf mögliche 
Vorkommen von bis zu sieben windkraftsensiblen Arten hin. Dies sind Breitflügelfledermaus, Groß- 
und Kleinabendsegler, sowie Mücken-, Nord-, Zweifarb- und Zwergfledermaus. Dies macht eine im 
Leitfaden „Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Wind-
energieanlagen in Nordrhein-Westfalen“ definierte, nächtliche Abschaltung der WEA unter bestimm-
ten Witterungsbedingungen notwendig. Möglich ist auch die freiwillige Erarbeitung eines weiteren 
Höhenmonitorings durch den Antragsteller. Da für die Baumaßnahmen der WEA nach derzeitigem 
Stand keine quartiergeeigneten Gehölze entfernt werden müssen, ist nicht mit Quartierverlusten zu 
rechnen. Dies ist vorab noch einmal zu überprüfen. Sollten wider Erwarten Gehölze mit Baumhöhlen 
entnommen werden und geeignete oder gar besetzte Quartiere gefunden werden, ist das Ausfliegen 
der Tiere abzuwarten und es sind Ersatzquartiere zu schaffen. Die erforderlichen Schutz- und Ver-
meidungsmaßnahmen, die in der Plankonzeption zu berücksichtigen sind, werden als Hinweise in den 
Bebauungsplan aufgenommen (vgl. Kapitel 5).  

Eine relevante Betroffenheit weiterer planungsrelevanter Arten, wie z.B. der Wildkatze, ist nicht an-
zunehmen. 



Gemeinde Hellenthal 
Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 
 
 

28 

8 REFERENZLISTE DER QUELLEN 

RECHTSGRUNDLAGEN  

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. | 
S. 3.634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 | 
Nr. 394). 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. | S. 3.786), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 | Nr. 176). 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1.802). 

• Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018) 
vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. 
NRW. S. 1.172), in Kraft getreten am 1. Januar 2024. 

• Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444). 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2.542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2.240). 

SONSTIGE QUELLEN 

• Bezirksregierung Köln. (2016 a). Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln. Zeichnerische 
Darstellung – Teilabschnitt Region Aachen. Köln: Bezirksregierung Köln. 

• Bezirksregierung Köln. (2016a). Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln - Textliche 
Darstellung - Teilabschnitt Region Aachen. Köln: Bezirksregierung Köln. 

• BMUV. (2016). Was sind Hochwasserentstehungsgebiete und wie wirken sie? Abgerufen am 14. 
August 2024 von Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz: https://www.bmuv.de/FA448 

• Büro für Ökologie & Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell. (2025). Artenschutzprüfung zum 
Repowering (Neubau von 2 WEA gegen Rückbau von 3 WEA) im Windpark Kehr Gemeinde 
Hellenthal (Kreis Euskirchen). Aachen: Büro für Ökologie & Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell. 

• Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen. (7. März 2023). Pressemitteilung. Nordrhein-
Westfalen will bereits 2025 insgesamt 1,8 Prozent der Landesfläche für Windenergie ausweisen. 
Düsseldorf: Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen. 

• Kreis Euskirchen. (Dezember 2005). Landschaftsplan 20 "Hellenthal" - Textliche Darstellungen 
und Festsetzungen sowie Erläuterungen. Euskirchen, NRW, Deutschland: Kreis Euskirchen - 
Der Landrat. 

• Land NRW. (2023). TIM-online 2.0. Abgerufen am 14. August 2024 von Datenlizenz Deutschland 
– Namensnennung – Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/by-2-0): https://www.tim-
online.nrw.de/tim-online2/ 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19767&vd_back=N1086&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19767&vd_back=N1086&sg=0&menu=0


Gemeinde Hellenthal 
Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 
 
 

29 

• LANUV NRW. (2023). Klimaatlas Nordrhein-Westfalen. Abgerufen am 14. August 2024 von 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen: 
https://www.klimaatlas.nrw.de/karte-klimaatlas 

• MUNV NRW. (2023 a). NRW Umweltdaten vor Ort. Abgerufen am 14. August 2024 von 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen: 
https://www.uvo.nrw.de/uvo.html?lang=de 

• MUNV NRW. (2023 b). Elektronisches wasserwirtschaftliches Verbundsystem für die 
Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS-WEB). Abgerufen am 14. August 2024 von 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen: 
https://www.elwasweb.nrw.de/elwas-web/index.xhtml 

• OVG NRW, Urteil vom 21. März 2024 – 11 D 133/20.NE. (2024). 

• Windtest grevenbroich gmbh. (2025). Ermittlung der optischen Immissionen für den 
Windenergieanlagenstandort Kehr. Grevenbroich: Windtest grevenbroich gmbh. 

• Windtest grevenbroich gmbh. (2025). Gutachten der zu erwartenden Schallimmissionen an 
relevanten Immissionspunkten durch Windenergieanlagen am Standort Kehr. Grevenbroich: 
Windtest grevenbroich gmbh. 

 


	1 Einleitung
	1.1 Planungserfordernis
	1.2 Planungsziel
	1.3 Beschreibung des Plangebiets
	1.4 Planverfahren

	2 Planungsrechtliche Rahmenbedingungen
	2.1 Bundesrechtliche Vorgaben
	2.2 Landesentwicklungsplan
	2.3 Regionalplan
	2.4 Flächennutzungsplan
	2.5 Bestehender Bebauungsplan
	2.6 Naturschutzfachliche Schutzgebiete
	2.7 Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz

	3 Planungskonzept
	3.1 Nutzungskonzept
	3.2 Erschließungskonzept
	3.3 Ver- und Entsorgungskonzept

	4 Textliche und zeichnerische Festsetzungen
	4.1 Räumlicher Geltungsbereich
	4.2 Art der baulichen Nutzung
	4.3 Maß der baulichen Nutzung
	4.4 Überbaubare Grundstücksfläche
	4.5 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
	4.6 Flächen für Wald
	4.7 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
	4.8 Bedingte Festsetzungen

	5 Hinweise
	6 Plandaten
	7 Wesentliche Auswirkungen der Planung
	7.1 Ausgleich
	7.2 Immissionen
	7.2.1 Schallimmissionen
	7.2.2 Schattenwurf

	7.3 Artenschutz

	8 Referenzliste der Quellen

